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Synopse 

Personalreglement; Änderung 

Bisheriges Reglement Neues Personalreglement 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 

 
1. Allgemeine Bestimmungen 
 

 
1.1 Ziele, Geltungsbereich 
 

 
1.1 Ziele, Geltungsbereich 
 

 
Art. 1 – Personen- und Funktionsbezeichnungen 
 
Die in diesem Reglement verwendeten Personen- und Funktionsbezeichnungen 
beziehen sich auf beide Geschlechter. 
 

 
Art. 1 – Personen- und Funktionsbezeichnungen 
 
Die in diesem Reglement verwendeten Personen- und Funktionsbezeichnungen 
beziehen sich auf alle Geschlechter. 
 

 
Art. 2 – Ziele 
 
1. Die Verwaltung der Gemeinde Remigen ist ein öffentlicher Dienstleistungsbe-

trieb. Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, der Einwohnerschaft die bestmög-
lichen Dienstleistungen zu erbringen. 
  

2. Der Gemeinderat verfolgt eine fortschrittliche Personalpolitik.  
 

3. Die wesentlichen Zielvorgaben sind:  
- Förderung der Identifikation der Mitarbeiten-den mit der Gemeinde und den 
Zielen einer effizienten Verwaltung  
- Einsatz der richtigen Personen am richtigen Ort  
- Förderung und Unterstützung zielorientierter Arbeit  
- Schaffung von klar abgegrenzten, umfassen-den Verantwortungsbereichen  
- Förderung der beruflichen und der damit im Zusammenhang stehenden per-
sönlichen Entwicklung und Weiterbildung 
- Sicherung zeitgemässer und partnerschaftlicher Anstellungsbedingungen 
 

4. Der Gemeinderat kann auf dem Verordnungs-weg Grundsätze der Personal-
führung und entsprechende Richtlinien erlassen. 

 

 
Art. 2 – Ziele 
 
1. Die Verwaltung sowie das Bauamt der Gemeinde Remigen sind ein öffentli-

cher Dienstleistungsbetrieb. Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, der Einwoh-
nerschaft die bestmöglichen Dienstleistungen zu erbringen. 
  

2. Der Gemeinderat verfolgt eine fortschrittliche Personalpolitik. 
 
3. Das Personalreglement soll: 
 

a. gewährleisten, dass für die Mitarbeiter der Gemeinde zeitgemässe, faire 
und chancengleiche Arbeitsbedingungen gelten, insbesondere im Bereich 
der Entlöhnung und der Sozialleistungen, der Gesundheit, der Weiterbil-
dung und der Mitwirkung; 

 
b. sicherstellen, dass die Gemeinde in der Lage ist, fähige und motivierte Mit-

arbeiter zu gewinnen und zu erhalten. 

 
4. Der Gemeinderat kann auf dem Verordnungsweg Grundsätze der Personal-

führung und entsprechende Richtlinien erlassen. 
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Die Personalführung erfolgt durch die im Stellenbeschrieb festgelegte Stelle. 
Die Gesamtführung des Personals erfolgt über die Verwaltungsleitung, welche 
in der Regel beim Gemeindeschreiber angegliedert ist. 

 

 
Art. 3 – Geltungsbereich 
 
1. Dieses Reglement regelt die Arbeitsverhältnisse und die Besoldung aller Mitar-

beitenden der Gemeinde Remigen mit Voll- und Teilpensum. Enthält das Per-
sonalreglement Lücken oder Unklarheiten, gilt das kantonale Personalrecht. 

 
 
 

 
2. Für Lehrverhältnisse, die durch das Bundesgesetz über die Berufsbildung gere-

gelt werden, gilt der Lehrvertrag.  
 

 
Art. 3 – Geltungsbereich 
 
1. Dieses Reglement regelt die Arbeitsverhältnisse und die Besoldung aller Mitar-

beitenden der Gemeinde Remigen mit Voll- und Teilpensum. Enthält das Per-
sonalreglement Lücken oder Unklarheiten, gilt das kantonale Personalrecht. 
 

2. Beim Fehlen von kantonalen Vorschriften gelten subsidiär das Obligationen-
recht sowie die darauf abgestützte Praxis. 

 
3. Für Lehrverhältnisse, die durch das Bundesgesetz über die Berufsbildung gere-

gelt werden, gilt der Lehrvertrag.  
 

 
Art. 4 – Öffentlichrechtliches Arbeitsverhältnis 
 
Alle Mitarbeitenden der Gemeinde, die eine ständige Stelle besetzen, stehen im 
öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnis. 
 

 
Art. 4 – Öffentlichrechtliches Arbeitsverhältnis 
 
1. Alle Mitarbeitenden der Gemeinde, die eine ständige Stelle besetzen, stehen 

in einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis. 
 

2. Dies ist in der Regel der Fall, wenn das Minimaleinkommen gemäss BVG-Ein-
trittsschwelle erreicht wird. 

 

 
Art. 5 –Privatrechtliches Arbeitsverhältnis 
 
Privatrechtliche Anstellungen werden insbesondere mit Aushilfsangestellten, dem 
Reinigungspersonal sowie mit Personen in Ausbildung abgeschlossen. 
 

 
Art. 5 –Privatrechtliches Arbeitsverhältnis 
 
1. Besondere Arbeitsverhältnisse werden mit privatrechtlichem Vertrag begrün-

det. 
Das gilt insbesondere für: 
a) Lehrverhältnisse 
b) Stundenweise Beschäftigungen 
c) Aushilfsdienstverhältnisse 
d) Befristete Arbeitsverhältnisse 
e) Praktikanten 

 
2. Soweit der Anstellungsvertrag für privatrechtliche Arbeitsverhältnisse keine 

Vorschriften enthält, gilt das Obligationenrecht und ergänzend das Personal-
reglement. 
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1.2 Grundsätze 
 

 
1.2 Grundsätze 
 

 
Art. 6 – Gleichstellung, Persönlichkeitsschutz 
 
1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben gleiche Rechte und Pflichten. 
 
2. Insbesondere steht allen der gleiche Lohn für die gleichwertige Arbeit sowie 

der gleiche Anspruch auf Zulagen zu. 
 
3. Der Gemeinderat achtet und schützt die persönliche Integrität der Mitarbei-

tenden, nimmt auf deren Gesundheit gebührend Rücksicht und schafft ein 
Klima von persönlichem Respekt und gegenseitigem Vertrauen, das Missbräu-
che, Übergriffe, sexuelle Belästigung und Mobbing verhindert. Für die Vertre-
tung ihrer Interessen können die Angestellten eine Vertrauensperson beizie-
hen. 

 

 
Art. 6 – Gleichstellung, Persönlichkeitsschutz 
 
1. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben gleiche Rechte und Pflichten. 
 
2. Insbesondere steht allen der gleiche Lohn für die gleichwertige Arbeit sowie 

der gleiche Anspruch auf Zulagen zu. 
 
3. Der Gemeinderat achtet und schützt die persönliche Integrität der Mitarbei-

tenden, nimmt auf deren Gesundheit gebührend Rücksicht und schafft ein 
Klima von persönlichem Respekt und gegenseitigem Vertrauen, das Missbräu-
che, Übergriffe, sexuelle Belästigung und Mobbing verhindert. Für die Vertre-
tung ihrer Interessen können die Angestellten eine Vertrauensperson beizie-
hen. 

 

 
Art. 7 – Lehrstellen 
 
Der Gemeinderat schafft nach Möglichkeit eine angemessene Anzahl von Lehr-
stellen. 
 

 
Art. 7 – Lehrstellen 
 
Der Gemeinderat schafft nach Möglichkeit eine angemessene Anzahl von Lehr-
stellen. Die Lehrstellen werden besetzt, sofern geeignete Kandidaten rekrutiert 
werden können. 
 
 

  
Art. 8 - Arbeitsformen 
 
1. Der Gemeinderat unterstützt moderne Arbeitsformen. 

 
2. Der Gemeinderat ist für die Bewilligung zuständig und berücksichtigt dabei 

die Situation am Arbeitsplatz sowie die individuellen Umstände. 
 

 
Art. 8 – Stellenplan, Stellenplafond 
 
Der Gemeinderat legt entsprechend dem Arbeitsvolumen der Verwaltungsabtei-
lungen den Stellenplan innerhalb des Stellenplafonds fest. Über die Höhe des Stel-
lenplafonds entscheidet der Gemeinderat. 
 

 
Art. 9 – Stellenplan, Stellenplafond 
 
1. Der Gemeinderat legt entsprechend dem Arbeitsvolumen der Verwaltungsab-

teilungen sowie des Bauamts den Stellenplan fest. Vorbehalten bleibt die Be-
reitstellung der erforderlichen Mittel durch die Gemeindeversammlung auf 
dem Budgetweg. 
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2. Der Gemeinderat kann zur Überbrückung von Engpässen für die Bewältigung 
öffentlicher Aufgaben Aushilfen einstellen. 

 

 
1.3 Versicherungen 
 

 
1.3 Versicherungen 
 

  
Art. 10 - Umfang, Haftung 
 
1. Der Arbeitgeber versichert die Arbeitnehmer in den Bereichen berufliche Vor-

sorge, Krankheit, Invalidität, Unfall, Arbeitslosigkeit und Tod. 
 

2. Die Gemeinde haftet für alle Schäden aus den Tätigkeiten der Mitarbeiter in 
ihrer Funktion als Angestellte der Gemeinde. Eine Schadenbeteiligung durch 
den Mitarbeiter bei vorsätzlicher und grobfahrlässiger Handlung bleibt vorbe-
halten. 
 

3. Der Abschluss von Versicherungen ist Sache des Gemeinderates. 
 

 
Art. 9 – Pensionskasse 
 
1. Neueintretende Mitarbeitende sind verpflichtet, jener Pensionskasse beizutre-

ten, welcher die Gemeinde Remigen angeschlossen ist. 
 

2. Der Beitritt für Angestellte richtet sich nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes über die be-rufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-fürsorge 
(BVG) vom 25.06.1982. 

 
3. Der Gemeinderat kann eine andere berufliche Vorsorge bewilligen, sofern 

diese die gesetzli-chen Bedingungen erfüllt und ein Beitritt zur Pensionskasse 
nicht sinnvoll ist. 

 

 
Art. 11 – Pensionskasse, Vorsorgeeinrichtung 
 
1. Neueintretende Mitarbeitende sind verpflichtet, jener Pensionskasse beizutre-

ten, bei welcher die Gemeinde Remigen angeschlossen ist. 
 

2. Der Beitritt für Angestellte richtet sich nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-fürsorge 
(BVG). 

 
3. Der Gemeinderat kann eine andere berufliche Vorsorge bewilligen, sofern 

diese die gesetzlichen Bedingungen erfüllt und ein Beitritt zur Pensionskasse 
nicht sinnvoll ist. 

 

 
Art. 10 – Personalversicherungen, Prämienaufteilung 
 
1. Die Mitarbeitenden sind für die Folgen von Un-fällen und für eine Taggeldleis-

tung im Krank-heitsfall versichert. 
 
2. Die Prämien der Unfallversicherung übernimmt der Arbeitgeber. Die Prämien 

für die Nichtbe-triebsunfallversicherung sowie der Krankentag-geldversiche-
rung gehen je zur Hälfte zu Lasten der Arbeitgeberin und der Arbeitnehmer. 

 
Art. 12 – Personalversicherungen, Prämienaufteilung 
 
1. Die Mitarbeitenden sind für die Folgen von Unfällen und für eine Taggeldleis-

tung im Krankheitsfall versichert. 
 
2. Die Prämien der Unfallversicherung übernimmt der Arbeitgeber. Die Prämien 

für die Nichtbetriebsunfallversicherung sowie der Krankentaggeldversiche-
rung gehen je zur Hälfte zu Lasten der Arbeitgeberin und der Arbeitnehmer. 
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Art. 11 – Gesundheitsschutz, Unfallverhütung 
 
Der Gemeinderat trifft Massnahmen zum umfassenden Gesundheitsschutz der 
Mitarbeitenden und zur wirksamen Verhütung von Berufsunfällen. 
 

 
Art. 13 – Gesundheitsschutz, Unfallverhütung 
 
Der Gemeinderat trifft Massnahmen zum umfassenden Gesundheitsschutz der 
Mitarbeitenden und zur wirksamen Verhütung von Berufsunfällen. 
 
 

 
2. Das Arbeitsverhältnis 
 

 
2. Das Arbeitsverhältnis 
 

 
2.1 Aufsicht und Auftrag 
 

 
2.1 Aufsicht und Auftrag 
 

 
Art. 12 – Anstellung, Aufsicht 
 
1. Die Anstellung des ständigen Personals erfolgt aufgrund des Stellenplafonds 

durch Beschluss des Gemeinderates. 
 
2. Der Gemeinderat kann im Rahmen seiner Kompetenzen die personalpoliti-

schen Grundsätze festlegen. 
 

 
Art. 14 – Anstellung, Aufsicht 
 
1. Die Anstellung des ständigen Personals erfolgt durch Beschluss des Gemein-

derates. Dies unter Vorbehalt der entsprechenden Budgetierungsvorgaben. 
 

2. Vor der definitiven Wahl durch den Gemeinderat wird der zuständige Abtei-
lungsleiter angehört. 

 
3. Die Aufsicht über die Mitarbeiter erfolgt durch die direkten Vorgesetzten so-

wie dem für das Personal zuständigen Ressortvorsteher des Gemeinderates. 
 
4. Der Gemeinderat kann im Rahmen seiner Kompetenzen die personalpoliti-

schen Grundsätze festlegen. 
 

 
Art. 13 – Auftrag 
 
Der individuelle Auftrag an die Mitarbeitenden ergibt sich aus den übergeordne-
ten Gesetzgebungen, den kommunalen Reglementen, den Stellen- und Funkti-
onsbeschrieben sowie aus Verordnungen und Weisungen. 
 

 
Art. 15 – Auftrag 
 
1. Der individuelle Auftrag an die Mitarbeitenden ergibt sich aus den übergeord-

neten Gesetzgebungen, den kommunalen Reglementen, den Stellen- und 
Funktionsbeschrieben sowie aus Verordnungen und Weisungen. 

 
2. Für die Delegation von Kompetenzen an das Personal gilt das Kompetenz- 

und Delegationsreglement, welches durch den Gemeinderat verabschiedet 
wird. 
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Art. 14 – Nebenbeschäftigung 
 
1. Nebenbeschäftigungen, Mandate und öffentliche Ämter dürfen die Erfüllung 

der Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis nicht beeinträchtigen. 
 

2. Die Ausübung einer regelmässigen Nebenbeschäftigung bedarf der Zustim-
mung des Gemeinderates, wenn Anstellung und Nebenbeschäftigung ein vol-
les Arbeitspensum übersteigen. 

 
3. Bei geringerem Pensum ist der Gemeinderat über die Nebenbeschäftigung zu 

informieren. 

 
Art. 16 – Nebenbeschäftigung 
 
1. Nebenbeschäftigungen, Mandate und öffentliche Ämter dürfen die Erfüllung 

der Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis nicht beeinträchtigen. 
 

2. Die Ausübung einer regelmässigen Nebenbeschäftigung bedarf der Zustim-
mung des Gemeinderates, wenn Anstellung und Nebenbeschäftigung ein vol-
les Arbeitspensum übersteigen. 

 
3. Bei geringerem Pensum ist die Verwaltungsleitung über die Nebenbeschäfti-

gung zu informieren. 
 
4. Bei Interessenskonflikten ist die Zustimmung des Gemeinderates einzuholen. 
 

 
Art. 15 – Stellvertretung 
 
1. Das Personal ist verpflichtet, sich bei Abwesenheit und in Ausstandsfällen ge-

genseitig zu vertreten. 
 
2. Bewirkt die Stellvertretung eine ausserordentliche Inanspruchnahme, so kann 

der Gemeinderat eine Entschädigung ausrichten oder eine Ersatzlösung an-
ordnen. 

 

 
Art. 17 – Stellvertretung 
 
1. Das Personal ist verpflichtet, sich bei Abwesenheit und in Ausstandsfällen 

ohne zusätzliche Entschädigung gegenseitig zu vertreten. 
 
2. In Ausnahmesituationen, bei längerer Dauer und stärkerer Mehrbelastung 

kann der Gemeinderat eine Entschädigung ausrichten. 

 
Art. 16 – Zusätzliche Aufgaben 
 
1. Die Mitarbeitenden können befristet zur Übernahme zusätzlicher Aufgaben 

verpflichtet werden. 
 
2. Für die Übertragung von zusätzlichen Aufgaben ist der Gemeinderat zustän-

dig. 
 

 
Art. 18 – Zusätzliche Aufgaben 
 
1. Die Mitarbeitenden können befristet zur Übernahme zusätzlicher Aufgaben 

verpflichtet werden. 
 
2. Für die Übertragung von zusätzlichen Aufgaben ist der Gemeinderat zustän-

dig. 
 

 
Art. 17 – Änderung des Auftrages 
 
1. Die Mitarbeiter können für eine beschränkte Zeit verpflichtet werden, Arbei-

ten auszuführen, für die sie nicht ausdrücklich angestellt worden sind, soweit 
ihnen dies aufgrund ihrer Voraussetzungen und Fähigkeiten sowie ihrer bis-
herigen Tätigkeit zugemutet werden kann. 

 

 
Art. 19 – Änderung des Auftrages 
 
1. Aus organisatorischen, eignungsbedingten oder anderen wichtigen Gründen 

kann einem Mitarbeiter jederzeit ein der Ausbildung und Eignung entspre-
chender neuer Aufgabenbereich zugewiesen werden. 
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2. Insbesondere besteht eine Stellvertretungs-pflicht. Bedeutet die Stellvertre-
tung eine ausserordentliche Inanspruchnahme, so wird sie entschädigt. Der 
Gemeinderat beschliesst die Höhe der Entschädigung. 

 

2. Vor der Übertragung des neuen Aufgabenbereichs ist der Mitarbeiter anzuhö-
ren. 
 

3. Hat die Änderung des Auftrages eine Lohnreduktion zur Folge, so bleibt der 
bisherige Lohnanspruch bis zum Ablauf der Kündigungsfrist gewahrt. 

 

 
2.1 Pflichten der Mitarbeitenden 
 

 
2.1 Pflichten der Mitarbeitenden 
 

 
Art. 18 – Sorgfalts-, Interessenswahrungs- und Weiterbildungspflicht 
 
1. Die Mitarbeitenden haben die Rechte der Bevölkerung zu achten, die ihnen 

übertragenen Aufgaben sorgfältig, gewissenhaft und wirtschaftlich auszufüh-
ren und die Interessen der Gemeinde in Treu und Glauben zu wahren. 

 
2. Sie haben sich persönlich im Rahmen ihrer Möglichkeiten um ihre berufliche 

Weiterbildung einzusetzen. 
 

 
Art. 20 – Sorgfalts-, Interessenswahrungs- und Weiterbildungspflicht 
 
1. Die Mitarbeitenden haben die Rechte der Bevölkerung zu achten, die ihnen 

übertragenen Aufgaben sorgfältig, gewissenhaft und wirtschaftlich auszufüh-
ren und die Interessen der Gemeinde in Treu und Glauben zu wahren. Insbe-
sondere sind die Entscheide des Gemeinderates nach aussen zu vertreten. 

 
2. Sie haben sich persönlich im Rahmen ihrer Möglichkeiten um ihre berufliche 

Weiterbildung einzusetzen. 
 
3. Der Gemeinderat kann auf Antrag zusätzlich bezahlten oder unbezahlten Ur-

laub gewähren und Kostenbeiträge bewilligen. In der Regel erfolgt folgende 
Kostenübernahme: 
a. Bei Weiterbildungen im Interesse der Gemeinde erfolgt die vollumfängli-

che Kostenübernahme inkl. bezahlter Urlaub sowie Übernahme der Spe-
sen. 

b. Bei Weiterbildungen mit gemeinsamen Interesse werden die Kurskosten 
inkl. bezahlter Urlaub übernommen, jedoch ohne Spesen 

c. Bei Weiterbildungen im Interesse des Mitarbeiters erfolgt in der Regel 
keine Beteiligung. 

 
Bei Übernahme von Kosten zur Weiterbildung wird eine Rückerstattung in ei-
ner separaten Aus- und Weiterbildungsvereinbarung geregelt. 
 

 
Art. 19 – Schweigepflicht 
 
1. Die Mitarbeitenden sind zur Verschwiegenheit verpflichtet über Angelegen-

heiten, die ihnen in dienstlicher Stellung anvertraut worden sind oder die sie 
in dieser Stellung wahrgenommen haben und die ihrer besonderen Natur 
nach wegen höheren öffentlichen oder privaten Interessen nicht für Dritte be-
stimmt sind. Das Gleiche gilt zum Schutz von Persönlichkeitsrechten oder bei 

 
Art. 21 – Schweigepflicht 
 
1. Die Mitarbeitenden sind zur Verschwiegenheit verpflichtet über Angelegen-

heiten, die ihnen in dienstlicher Stellung anvertraut worden sind oder die sie 
in dieser Stellung wahrgenommen haben und die ihrer besonderen Natur 
nach wegen höheren öffentlichen oder privaten Interessen nicht für Dritte be-
stimmt sind. Das Gleiche gilt zum Schutz von Persönlichkeitsrechten oder bei 
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Vorliegen einer besonderen Vorschrift. Der Gemeinderat kann in einzelnen 
Fällen besondere Anordnungen treffen. 

 
2. Diese Verpflichtung bleibt nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses beste-

hen. 
 

Vorliegen einer besonderen Vorschrift. Der Gemeinderat kann in einzelnen 
Fällen besondere Anordnungen treffen. 

 
2. Diese Verpflichtung bleibt nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses beste-

hen. 
 

 
Art. 20 – Vertrauensärztliche Untersuchung 
 
1. Die Mitarbeitenden können in begründeten Fällen zu einer vertrauensärztli-

chen Untersuchung verpflichtet werden. Es gelten sinngemäss die Bestim-
mungen der Pensionskasse, bei welcher die Gemeinde angeschlossen ist. 

 
2. Es müssen mehrere Ärztinnen oder Ärzte wahl-weise zur Verfügung stehen. 
 

 
Art. 22 – Vertrauensärztliche Untersuchung 
 
1. Die Mitarbeitenden können in begründeten Fällen zu einer vertrauensärztli-

chen Untersuchung verpflichtet werden. Es gelten sinngemäss die Bestim-
mungen der Pensionskasse, bei welcher die Gemeinde angeschlossen ist. 
 

2. Es müssen mehrere Ärztinnen oder Ärzte wahlweise zur Verfügung stehen. 
 

 
Art. 21 – Geistiges Eigentum 
 
1. Für die Rechte an Erfindungen, gewerblichen Mustern und Modellen sowie 

an weiterem geistigem Eigentum gelten die Bestimmungen des Schweizeri-
schen Obligationenrechts und der übrigen Bundesgesetzgebung. 

 
2. Werke, die von Mitarbeitenden in Erfüllung der dienstlichen Pflichten ge-

schaffen werden, können von der Gemeinde im Rahmen der Urheberrechts-
gesetzgebung des Bundes entschädigungslos und ohne zeitliche und räumli-
che Beschränkung verwendet, verändert oder veräussert werden. 

 

 
Art. 23 – Geistiges Eigentum 
 
1. Für die Rechte an Erfindungen, gewerblichen Mustern und Modellen sowie 

an weiterem geistigem Eigentum gelten die Bestimmungen des Schweizeri-
schen Obligationenrechts und der übrigen Bundesgesetzgebung. 

 
2. Werke, die von Mitarbeitenden in Erfüllung der dienstlichen Pflichten ge-

schaffen werden, können von der Gemeinde im Rahmen der Urheberrechts-
gesetzgebung des Bundes entschädigungslos und ohne zeitliche und räumli-
che Beschränkung verwendet, verändert oder veräussert werden. Diese sind 
Eigentum der Gemeinde. 

 
  

 
2.2 Arbeitszeit 
  

 
2.2 Arbeitszeit 
  

 
Art. 22 – Arbeits- und Freizeit; Betriebszeit 
 
1. Der Gemeinderat regelt die Arbeitszeit, Ferien, Ruhe- und Freizeit der Mitar-

beitenden sowie die Betriebszeit der Verwaltung in einem separaten Regle-
ment. 

 
2. Massgebliche Kriterien für die Festlegung der Arbeits- und Betriebszeiten sind 

namentlich: 
a) die betrieblichen Bedürfnisse, 

 
Art. 24 – Arbeits- und Betriebszeit 
 
1. Der Gemeinderat regelt die Arbeitszeit und Ferien der Mitarbeitenden sowie 

die Betriebszeit der Verwaltung in einem separaten Reglement. 
 
2. Massgebliche Kriterien für die Festlegung der Arbeits- und Betriebszeiten sind 

namentlich: 
a) die betrieblichen Bedürfnisse, 
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b) die Entwicklungstendenzen der Arbeitszeit in der übrigen Wirtschaft und 
die allgemeinen volkswirtschaftlichen Ziele der Gemeinde, 
c) die personalpolitischen Ziele. 

 
3. Die Mitarbeitenden können auch ausserhalb der ordentlichen Betriebszeiten 

und über die Sollarbeitszeiten hinaus in Anspruch genommen werden, wenn 
es die Aufgabe erfordert und soweit es im Hinblick auf Gesundheit und fami-
lienrechtliche Verpflichtungen zumutbar ist. 

 
4. Vorbehalten bleiben die bundesrechtlichen Bestimmungen zum Schutz der 

Arbeitnehmer. 
 

b) die Entwicklungstendenzen der Arbeitszeit in der übrigen Wirtschaft und 
die allgemeinen volkswirtschaftlichen Ziele der Gemeinde, 
c) die personalpolitischen Ziele. 

 
3. Die Mitarbeitenden können auch ausserhalb der ordentlichen Betriebszeiten 

und über die Sollarbeitszeiten hinaus in Anspruch genommen werden, wenn 
es die Aufgabe erfordert und soweit es im Hinblick auf Gesundheit und fami-
lienrechtliche Verpflichtungen zumutbar ist. 

 
4. Vorbehalten bleiben die bundesrechtlichen Bestimmungen zum Schutz der 

Arbeitnehmer. 
 

 
Art. 23 – Kompensation von Überstunden 
 
1. Überstunden sind unter Berücksichtigung der Betriebsabläufe in der Regel 

durch Freizeit im Verhältnis 1:1 innerhalb von 12 Monaten zu kompensieren. 
 
2. In Ausnahmefällen kann der Gemeinderat eine Entschädigung durch Barver-

gütung im Verhältnis 1:1 bewilligen. Eine ausnahmsweise Barvergütung setzt 
voraus, dass die Überstunden in Absprache bzw. auf Anordnung des Vorge-
setzten geleistet worden sind. 

 
3. Alle Überstunden, die Dienststellenleiter in Erfüllung der vertraglichen Aufga-

ben erbringen, sind im Lohn abgegolten. 

 
Art. 25 – Kompensation von Überstunden 
 
1. Überstunden sind unter Berücksichtigung der Betriebsabläufe in der Regel 

durch Freizeit im Verhältnis 1:1 innerhalb von 12 Monaten zu kompensieren. 
Am Jahresende dürfen maximal 50 Stunden (für ein 100%-Pensum) auf das 
nächste Jahr übertragen werden. 
 

2. In Ausnahmefällen kann der Gemeinderat eine Entschädigung durch Barver-
gütung im Verhältnis 1:1 bewilligen. Eine ausnahmsweise Barvergütung setzt 
voraus, dass die Überstunden in Absprache bzw. auf Anordnung des Vorge-
setzten geleistet worden sind. 
 

3. Alle Überstunden, die der Gesamtleiter / die Gesamtleiterin Verwaltung in Er-
füllung der vertraglichen Aufgaben erbringen, sind im Lohn abgegolten. Es 
erfolgt kein Übertrag auf das neue Jahr. 

 
 
Art. 24 – Arbeitsverhinderung 
 
1. Jede Arbeitsverhinderung infolge Krankheit oder aus anderen Gründen ist der 

vorgesetzten Stelle umgehend mitzuteilen. 
 
2. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Arbeitstage, ist ein ärztliches 

Zeugnis beizubringen. In begründeten Fällen kann der Gemeinderat die Ar-
beitsunfähigkeit durch einen Vertrauensarzt abklären lassen. 

 

 
Art. 26 – Arbeitsverhinderung 
 
1. Jede Arbeitsverhinderung infolge Krankheit oder aus anderen Gründen ist der 

vorgesetzten Stelle umgehend mitzuteilen. 
 
2. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Arbeitstage, ist ein ärztliches 

Zeugnis beizubringen. In begründeten Fällen kann der Gemeinderat die Ar-
beitsunfähigkeit durch einen Vertrauensarzt abklären lassen und bereits ab 
dem ersten Arbeitstag ein ärztliches Zeugnis verlangern. 
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Art. 25 – Umgang mit Personendaten 
 
1. Die Gemeinde achtet und schützt die Persönlichkeit der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. 
 
2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben hin-sichtlich ihrer Personendaten An-

spruch auf Auskunft, Einsicht und Berichtigung im Rahmen der Datenschutz-
gesetzgebung. Die Daten dürfen nicht an Dritte oder an andere Behörden 
herausgegeben werden. 

 

 
Art. 27 – Umgang mit Personendaten 
 
1. Die Gemeinde achtet und schützt die Persönlichkeit der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. 
 
2. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben hinsichtlich ihrer Personendaten An-

spruch auf Auskunft, Einsicht und Berichtigung im Rahmen der Datenschutz-
gesetzgebung. Die Daten dürfen nicht an Dritte oder an andere Behörden 
herausgegeben werden. 

 

 
Art. 26 – Schutz vor ungerechtfertigten Angriffen 
 
1. Die Gemeinde schützt die Mitarbeitenden vor ungerechtfertigten Angriffen 

und Ansprüchen, die im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung gegen 
sie erhoben werden. 

 
2. Der Gemeinderat regelt die Übernahme der Kosten für den Rechtsschutz, 

wenn sich zur Wahrung der Rechte der Mitarbeitenden die Beschreitung des 
Rechtsweges als notwendig erweist. 

 

 
Art. 28 – Schutz vor ungerechtfertigten Angriffen 
 
1. Die Gemeinde schützt die Mitarbeitenden vor ungerechtfertigten Angriffen 

und Ansprüchen, die im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung gegen 
sie erhoben werden. 

 
2. Der Gemeinderat regelt die Übernahme der Kosten für den Rechtsschutz, 

wenn sich zur Wahrung der Rechte der Mitarbeitenden die Beschreitung des 
Rechtsweges als notwendig erweist. 

 
 

 
2.3 Rechte der Mitarbeitenden 
 

 
2.3 Rechte der Mitarbeitenden 
 

 
Art. 27 – Mitsprache 
 
1. Die Mitarbeitenden haben das Recht, sich zu Personal-, Betriebs- und Weiter-

bildungsfragen zu äussern und Anträge zu stellen. Der Gemeinderat ist ver-
pflichtet, sie anzuhören. 

 
2. Der Gemeinderat kann von sich aus oder auf deren Anregung Mitarbeitende 

für die Bearbeitung von besonderen Fragen zur Mitarbeit in einer Kommission 
oder Arbeitsgruppe beiziehen. 

 
3. Der Gemeinderat nimmt Anregungen, welche zur Verbesserung der Arbeits-

abläufe führen, je-derzeit zur Überprüfung entgegen. 
 

 
Art. 29 – Mitsprache 
 
1. Die Mitarbeitenden haben das Recht, sich zu Personal-, Betriebs- und Weiter-

bildungsfragen zu äussern und Anträge zu stellen. Der Gemeinderat ist ver-
pflichtet, sie anzuhören. 

 
2. Der Gemeinderat kann von sich aus oder auf deren Anregung Mitarbeitende 

für die Bearbeitung von besonderen Fragen zur Mitarbeit in einer Kommission 
oder Arbeitsgruppe beiziehen. 

 
3. Der direkte Vorgesetzte oder die übergeordnete Stelle nimmt Anregungen, 

welche zur Verbesserung der Arbeitsabläufe führen, jederzeit zur Überprü-
fung entgegen. 
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Art. 28 – Mitarbeiter- und Förderungsgespräche 
 
1. Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf mindestens ein jährliches Mitarbei-

ter- und Förderungsgespräch über Leistung, Fähigkeiten, Eignung und Verhal-
ten. 

 
2. Die periodischen Gespräche bilden die Grundlage für eine Standortbestim-

mung, die Beurteilung der Entwicklungsmöglichkeiten, die Festlegung der 
Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse sowie die individuelle leistungsbezogene 
Anpassung. 

 
3. Der wesentliche Inhalt der Gespräche ist in einem gemeinsam unterzeichne-

ten, vertraulichen Beurteilungsbogen festzuhalten. 
 

 
Art. 30 – Mitarbeiter- und Förderungsgespräche 
 
1. Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf mindestens ein jährliches Mitarbei-

ter- und Förderungsgespräch über Leistung, Fähigkeiten, Eignung und Verhal-
ten. 

 
2. Die periodischen Gespräche bilden die Grundlage für eine Standortbestim-

mung, die Beurteilung der Entwicklungsmöglichkeiten, die Festlegung der 
Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse sowie die individuelle leistungsbezogene 
Anpassung. 

 
3. Der wesentliche Inhalt der Gespräche ist in einem gemeinsam unterzeichne-

ten, vertraulichen Beurteilungsbogen festzuhalten. 
 

4. Sind die Mitarbeiter mit dem Verlauf oder dem Ergebnis des Gesprächs nicht 
einverstanden, können sie eine Wiederholung unter Beteiligung des Personal-
verantwortlichen des Gemeinderates verlangen. 

 

 
Art. 29 – Arbeitszeugnis 
 
1. Die Mitarbeitenden können jederzeit ein Zeugnis verlangen, das sich über Art 

und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über Leistung und Verhalten aus-
spricht. 

 
2. Auf Verlangen des Mitarbeiters hat sich das Zeugnis auf Angaben über Art 

und Dauer des Arbeitsverhältnisses zu beschränken. 
 

 
Art. 31 – Arbeitszeugnis 
 
1. Die Mitarbeitenden können jederzeit ein Zwischenzeugnis verlangen, das sich 

über Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses sowie über Leistung und Verhal-
ten ausspricht. 

 
2. Auf Verlangen des Mitarbeiters hat sich das Zeugnis auf Angaben über Art 

und Dauer des Arbeitsverhältnisses zu beschränken. 
 

 
2.4 Geschenke 
 

 
2.4 Geschenke 
 

 
Art. 30 – Annahme von Geschenken 
 
1. Die Mitarbeitenden dürfen keine Geschenke oder andere Vergünstigungen, 

die im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehen oder stehen könn-
ten, für sich oder für andere fordern, annehmen oder sich versprechen lassen. 

 
2. Ausgenommen ist die Annahme von Höflichkeitsgeschenken von geringem 

Wert. 
 

 
Art. 32 – Annahme von Geschenken 
 
1. Die Mitarbeitenden dürfen keine Geschenke oder andere Vergünstigungen, 

die im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis stehen oder stehen könn-
ten, für sich oder für andere fordern, annehmen oder sich versprechen lassen. 

 
2. Ausgenommen ist die Annahme von Höflichkeitsgeschenken von geringem 

Wert. 
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2.5 Haftung, Rechtsschutz 
 

 
2.5 Haftung, Rechtsschutz 
 

 
Art. 31 – Haftung 
 
1. Die Mitarbeitenden sind für den Schaden verantwortlich, den sie der Ge-

meinde absichtlich oder grobfahrlässig zufügen. 
 
2. Haben mehrere Personen den Schaden verursacht, werden die Ersatzansprü-

che nach Mass-gabe des Verschuldens anteilmässig geltend gemacht. 
 
3. Auf eine Schadenersatzforderung kann ganz oder teilweise verzichtet wer-

den, wenn diese den Mitarbeiter unverhältnismässig hart treffen würde. 
 
4. Die Gemeinde haftet gegenüber den Mitarbeitenden für Schaden, der ihnen 

im Zusammen-hang mit ihrer Aufgabenerfüllung erwachsen ist. 
 
5. Schadenersatzansprüche verjähren fünf Jahre nach der schädigenden Hand-

lung. Wird der An-spruch aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, gelten 
die strafrechtlichen Verjährungsfristen, sofern diese länger sind. 

 

 
Art. 33 – Haftung 
 
1. Die Mitarbeitenden sind für den Schaden verantwortlich, den sie der Ge-

meinde absichtlich oder grobfahrlässig zufügen. 
 
2. Haben mehrere Personen den Schaden verursacht, werden die Ersatzansprü-

che nach Massgabe des Verschuldens anteilmässig geltend gemacht. 
 
3. Auf eine Schadenersatzforderung kann ganz oder teilweise verzichtet wer-

den, wenn diese den Mitarbeiter unverhältnismässig hart treffen würde. 
 
4. Die Gemeinde haftet gegenüber den Mitarbeitenden für Schaden, der ihnen 

im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung erwachsen ist. 
 
5. Schadenersatzansprüche verjähren fünf Jahre nach der schädigenden Hand-

lung. Wird der An-spruch aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, gelten 
die strafrechtlichen Verjährungsfristen, sofern diese länger sind. 

 

 
Art. 32 – Rechtsschutz 
 
Bei Streitigkeiten aus einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis gilt § 48 des 
Gesetzes über die Grundzüge des Personalrechts (Personalgesetz; PersG) vom 16. 
Mai 2000. 
 

 
Art. 34 – Rechtsschutz 
 
Bei Streitigkeiten aus einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis gilt § 48 des 
Gesetzes über die Grundzüge des Personalrechts (Personalgesetz; PersG) vom 16. 
Mai 2000. 
 

 
2.6 Besoldung 
 

 
2.6 Besoldung 
 

 
Art. 33 – Basisbesoldung 
 
Die Basisbesoldung für die einzelnen Arbeitnehmer richtet sich nach den Salär-
empfehlungen des Schweizerischen Kaufmännischen Verbandes (SKV) und den 
Richtlinien zur Entlöhnung des Schweizerischen Fachverbandes der Hauswarte 
(SFH). 
 
Die Beträge schliessen die 13. Monatsbesoldung mit ein. 
 

 
Art. 35 – Besoldung 
 
1. Der Gemeinderat legt den Lohn im Rahmen der Anstellung und entsprechend 

der jeweiligen Aufgabe fest. 
 

2. Bei der Festlegung des Lohnes wird auf die folgenden Kriterien Rücksicht ge-
nommen: 

 
- Allgemeine wirtschaftliche Situation 
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- Finanzielle Situation der Einwohnergemeinde 
- Situation auf dem regionalen Arbeitsmarkt 
 
Die Aufzählung entspricht keiner verbindlichen Reihenfolge. 
 

3. Sofern es die Situation auf dem regionalen Arbeitsmarkt erfordert, kann der 
Gemeinderat vom jeweiligen Budget abweichen. 
 

4. Die Festlegung der Stundenlöhne gemäss Budgetrahmen erfolgt durch den 
Gemeinderat. 

 

 
Art. 34 – Besoldungsanpassung 
 
1. Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung im Rahmen des Vor-

anschlages die für die Besoldung notwendigen Mittel. Unter anderem sind 
nachstehende Kriterien dabei massgebend: 
- Entwicklung der Lebenshaltungskosten gemäss Landesindex 
- Allgemeine wirtschaftliche Situation 
- Finanzielle Situation der Einwohnergemeinde 
- Situation auf dem regionalen Arbeitsmarkt 
Die Aufzählung entspricht keiner verbindlichen Reihenfolge. 

 
2. Nach Rechtskraft des Voranschlages beschliesst der Gemeinderat die prozen-

tualen Anteile für die generelle Besoldungsanpassung für alle Mitarbeitenden 
(Voll- und Teilzeit) und die individuelle leistungsbezogene Besoldungsanpas-
sung. 

 
Bei der generellen Besoldungsanpassung ist eine Differenzierung nach der 
Höhe der Besoldung möglich. 

 
3. Im Rahmen der von der Anstellungsbehörde erlassenen Vorgaben ist der Ge-

meinderat für die Festlegung der individuellen Besoldungsanpassung zustän-
dig, wobei das jährliche Qualifikationsgespräch als Grundlage herangezogen 
werden muss. 

 

 
Art. 36 – Besoldungsanpassung 
 
1. Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung im Rahmen des Bud-

gets die für die Besoldung notwendigen Mittel. Unter anderem sind nachste-
hende Kriterien dabei massgebend: 
- Entwicklung der Lebenshaltungskosten gemäss Landesindex 
- Allgemeine wirtschaftliche Situation 
- Finanzielle Situation der Einwohnergemeinde 
- Situation auf dem regionalen Arbeitsmarkt 
Die Aufzählung entspricht keiner verbindlichen Reihenfolge. 

 
2. Nach Rechtskraft des Budgets beschliesst der Gemeinderat die prozentualen 

Anteile für die 
a. generelle Besoldungsanpassung 
b. Teuerungsanpassung 
c. Individuelle leistungsbezogene Anpassung 

 
Bei der generellen Besoldungsanpassung ist eine Differenzierung nach der 
Höhe der Besoldung möglich. 
 

3. Im Rahmen der von der Anstellungsbehörde erlassenen Vorgaben ist der Ge-
meinderat für die Festlegung der individuellen Besoldungsanpassung zustän-
dig, wobei das jährliche Qualifikationsgespräch als Grundlage herangezogen 
werden muss. 
 

4. Die Lohnanpassungen basieren jeweils auf der Besoldung des Vorjahres. Die 
Vorjahresbesoldung gilt als garantiert, sofern nicht von einer Lohnkürzung 
Gebrauch gemacht wird. 
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Art. 35 – Einmalige Prämien 
 
Der Gemeinderat ist ermächtigt, ausserordentliche Einzel- oder Teamleistungen 
mit einer einmaligen Prämie abzugelten. 
 

Art. 37 – Einmalige Prämien 
 
Der Gemeinderat ist ermächtigt, ausserordentliche Einzel- oder Teamleistungen 
mit einer einmaligen Prämie abzugelten. 
 

  
Art. 38 – Treueprämien, Dienstaltersgeschenke 
 
1. Die Treueprämien der Arbeitnehmer betragen: 

Nach Vollendung von 
- 10 Dienstjahren 50 % eines Monatsgehaltes 
- 15 Dienstjahren 100 % eines Monatsgehaltes 
- 20 Dienstjahren 50 % eines Monatsgehaltes 
- 25 Dienstjahren 100 % eines Monatsgehaltes 
- 30 Dienstjahren 50 % eines Monatsgehaltes 
- 35 Dienstjahren 100 % eines Monatsgehaltes 
- 40 Dienstjahre 50 % eines Monatsgehaltes 

 
2. Die Treueprämie kann auch in Form von Ferien bezogen werden, soweit dies 

betrieblich möglich ist. Ein Monatsgehalt entspricht 4 Wochen Ferien. Der Be-
zug dieses Urlaubs kann auf 2 Jahre seit Fälligkeit der Treueprämie verteilt 
werden. 

 
3. Teilzeitmitarbeiter erhalten eine anteilsmässige Vergütung. 

 
4. Lehrjahre werden angerechnet. Ein unbezahlter Urlaub zählt nicht als Unter-

bruch.  
 

5. Es gilt 1/13 des aktuellen Jahresgehaltes als Basis für die Berechnung ohne 
Zulagen. 
 

6. Steht ein Mitarbeitender im Zeitpunkt der Fälligkeit in gekündigtem Verhält-
nis, so entfällt der Anspruch. 
 

7. Bei ungenügenden Leistungen kann die Treueprämie auf Antrag der Verwal-
tungsleitung an den Gemeinderat vorenthalten oder gekürzt werden. 

 

 
Art. 36 – 13. Monatslohn 
 
Dem Personal wird der 13. Monatslohn jeweils im November ausbezahlt. 
 

 
Art. 39 – 13. Monatslohn 
 
Dem Personal wird der 13. Monatslohn jeweils im November ausbezahlt. 
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Bei Ein- und Austritt während des Jahres wird der 13. Monatslohn pro rata ausbe-
zahlt. 
 

Bei Ein- und Austritt während des Jahres wird der 13. Monatslohn pro rata ausbe-
zahlt. 
 

 
Art. 37 – Kinderzulage 
 
Für jedes Kind wird eine Kinderzulage ausgerichtet. Der Ansatz und die An-
spruchsberechtigung richten sich nach der kantonalen Gesetzgebung. 
 

 
Art. 40 – Kinder- / Ausbildungszulage 
 
Die Familienzulagen werden nach Massgaben des Bundesgesetzes über die Famili-
enzulagen (Familienzulagengesetz FamZG) sowie dem Einführungsgesetz zum 
Bundesgesetz über die Familienzulagen (EG Familienzulagengesetz, EG FamZG) 
ausgerichtet. 
 

 
Art. 38 – Sitzungen 
 
1. Mitarbeitende, die von Amtes wegen während der ordentlichen Arbeitszeit 

an einer Sitzung teilnehmen, können die dafür aufgewendete Zeit als nor-
male Arbeitszeit verrechnen. 

 
2. Beginnt die Sitzung nach der ordentlichen Arbeitszeit, wird in der Regel ein 

Sitzungsgeld ausbezahlt. 
 
3. Vorbehalten bleiben besondere Regelungen für diejenigen, die von Amtes 

wegen regelmässig an den Sitzungen des Gemeinderates oder in einer ande-
ren Behörde teilnehmen müssen. 

 

 
Art. 41 – Sitzungen 
 
1. Mitarbeitende, die von Amtes wegen während der ordentlichen Arbeitszeit 

an einer Sitzung teilnehmen, können die dafür aufgewendete Zeit als nor-
male Arbeitszeit verrechnen. 

 
2. Beginnt die Sitzung nach der ordentlichen Arbeitszeit, wird in der Regel ein 

Sitzungsgeld ausbezahlt. 
 
3. Vorbehalten bleiben besondere Regelungen für diejenigen, die von Amtes 

wegen regelmässig an den Sitzungen des Gemeinderates teilnehmen müssen. 
 
 
 
 
 

 
Art. 39 – Lohnanspruch bei Krankheit und Unfall 
 
1. Wird der Arbeitnehmer während der Dauer des Arbeitsvertrages aus den in 

Art. 324 a OR auf-geführten Gründen ohne sein Verschulden an der Arbeits-
leistung verhindert, hat er Anrecht auf volle Lohnzahlung und zwar 

 
im 1. Dienstjahr    1 Monat 
im 2. bis und mit 4. Dienstj.   3 Monate 
im 5. bis und mit 10. Dienstj.  6 Monate 
im 11. bis und mit 14. Dienstj.  8 Monate 
ab 15. Dienstjahr              12 Monate 
 

 
Art. 42 – Lohnanspruch bei Krankheit und Unfall 
 
1. Wird der Arbeitnehmer während der Dauer des Arbeitsvertrages aus den in 

Art. 324 a OR auf-geführten Gründen ohne sein Verschulden an der Arbeits-
leistung verhindert, hat er Anrecht auf volle Lohnzahlung und zwar 

 
im 1. Dienstjahr    1 Monat 
im 2. bis und mit 4. Dienstj.   3 Monate 
im 5. bis und mit 10. Dienstj.  6 Monate 
im 11. bis und mit 14. Dienstj.  8 Monate 
ab 15. Dienstjahr              12 Monate 
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Im Anschluss an die aufgeführten Leistungen werden die versicherten Leistun-
gen erbracht und zwar bis zur Ausschöpfung der vereinbarten Leistungs-
dauer. 

 
2. Taggeldleistungen aus vom Arbeitgeber finanzierten bzw. mitfinanzierten 

Versicherungen tritt der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber ab, sofern diese 
mit den Lohnzahlungen verrechnet werden. 

 
3. Hat der Arbeitnehmer für den Lohnausfall gegen einen Dritten einen Haft-

pflichtanspruch, so tritt er diesen dem Arbeitgeber bis zur Höhe der Leistun-
gen des letzteren ab. 

 

Im Anschluss an die aufgeführten Leistungen werden die versicherten Leistun-
gen erbracht und zwar bis zur Ausschöpfung der vereinbarten Leistungs-
dauer. 

 
2. Taggeldleistungen aus vom Arbeitgeber finanzierten bzw. mitfinanzierten 

Versicherungen tritt der Arbeitnehmer an den Arbeitgeber ab, sofern diese 
mit den Lohnzahlungen verrechnet werden. 

 
3. Hat der Arbeitnehmer für den Lohnausfall gegen einen Dritten einen Haft-

pflichtanspruch, so tritt er diesen dem Arbeitgeber bis zur Höhe der Leistun-
gen des letzteren ab. 

 
4. Ist die Arbeitsunfähigkeit absichtlich oder grobfahrlässig verursacht worden, 

so kann der Lohn gekürzt werden. Kürzungen werden vom Gemeinderat ge-
regelt. 

 

 
Art. 40 – Lohnanspruch bei Schwangerschaft 
 
1. Nach der Niederkunft erhält die Mitarbeiterin einen bezahlten Mutterschafts-

urlaub (entsprechend dem Teilzeitgrad) vom Tage der Geburt an, sofern das 
Arbeitsverhältnis mehr als drei Monate abgeschlossen wurde, und zwar: 
 
im 1. Dienstjahr   14 Wochen * 
ab 2. Dienstjahr   16 Wochen 
 
* Der Urlaub kann um weitere zwei Wochen auf 16 Wochen verlängert wer-
den. Die Lohnfortzahlung richtet sich alsdann nach der durch den Arbeitge-
ber abgeschlossenen Versicherung. 
Mindestens acht Wochen müssen nach der Niederkunft bezogen werden. 

 
2. Die Lohnfortzahlung an die Arbeitnehmerin er-folgt durch die Arbeitgeberin. 

Die Arbeitgeberin ist für die Anmeldung der Versicherungsleistungen zustän-
dig. 

 

 
Art. 43 – Lohnanspruch bei Schwangerschaft 
 
1. Den Mitarbeiterinnen wird während des Schwangerschafts- und Mutter-

schaftsurlaubes der bisherige Lohn (entsprechend dem Teilzeitgrad) während 
16 Wochen bezahlt. 
 

2. Erfolgt die Niederkunft im 1. Dienstjahr, erhält die Mitarbeitende die Leistun-
gen des Bundesgesetzes über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei 
Mutterschaft (Erwerbsersatzgesetz, EOG) vom 25. September 1952 ausbe-
zahlt, im Minimum aber die Hälfte des Lohnes. 
 

3. Lohnausfallentschädigungen aus einer staatlichen Mutterschaftsversicherung 
für die Zeit, während welcher der Lohn durch die Gemeinde bezahlt wurde, 
fallen an die Gemeinde. 

 
 
 
 
 

 
Art. 44 - Vaterschaftsurlaub 
 
1. Väter können innerhalb von sechs Monaten ab Geburt eines Kindes zwei 

Wochen bezahlten Urlaub beziehen. Die Ferientage können am Stück oder 
verteilt auf einzelne Tage bezogen werden. 
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2. Den Vätern wird während des Vaterschaftsurlaubes der bisherige Lohn (ent-
sprechend dem Teilzeitgrad) bezahlt. 
 

3. Die EO-Leistungen für diese Zeit fallen an die Gemeinde. 
 

 
Art. 41 – Krankheit während Ferien / Urlaub 
 
1. Bei Krankheit und Unfall während den Ferien werden diese für in einem Arzt-

zeugnis bescheinigte Dauer unterbrochen. 
 

2. Diese Regelung gilt sinngemäss auch für den besoldeten und unbesoldeten 
Urlaub, sofern der Nachweis erbracht wird, dass der Urlaubszweck wegen der 
Krankheit oder des Unfalls nicht erfüllt werden kann. 

 

 
Art. 45 – Krankheit während Ferien / Urlaub 
 
1. Bei Krankheit und Unfall während den Ferien werden diese für in einem Arzt-

zeugnis bescheinigte Dauer unterbrochen. 
 

2. Diese Regelung gilt sinngemäss auch für den besoldeten und unbesoldeten 
Urlaub, sofern der Nachweis erbracht wird, dass der Urlaubszweck wegen der 
Krankheit oder des Unfalls nicht erfüllt werden kann. 

 

 
Art. 42 - Lohnanspruch bei Militär- und Zivilschutzdienst sowie anderen 
Dienstleistungen 
 
1. Während besoldeter schweizerischer Militär-dienstleistungen in Friedenszeiten 

bis zu vier Wochen im Kalenderjahr wird die gesetzliche Erwerbsausfallent-
schädigung auf 100 % des vollen Lohnes ergänzt. 

 
2. Bei allen über vier Wochen dauernden Militär-dienstleistungen (z. B. RS usw.) 

wird die gesetzliche Erwerbsausfallentschädigung für Verheiratete sowie Le-
dige mit Unterstützungspflicht auf 90 % und für Ledige auf 80 % des Lohnes 
ergänzt, sofern sich der Arbeitnehmer verpflichtet, nach der Entlassung aus 
dem Militärdienst noch ein Jahr im Dienst des Arbeitgebers zu bleiben. Ver-
pflichtet sich der Arbeitnehmer nicht zu einem Dienstjahr, wird nur der ge-
setzliche Minimallohn ausgerichtet. 

 
3. Tritt der Arbeitnehmer vor Ablauf des fest vereinbarten Dienstjahres aus oder 

muss er aus von ihm gesetzten Gründen entlassen werden, ist er zur Rücker-
stattung des über den gesetzlichen Minimallohn hinaus entrichteten Lohnes 
verpflichtet. 

 

 
Art. 46 - Lohnanspruch bei Militär- und Zivilschutzdienst sowie anderen 
Dienstleistungen 
 
1. Während besoldeter schweizerischer Militär-, Zivilschutz- und Zivildienstleis-

tungen in Friedenszeiten bis zu vier Wochen im Kalenderjahr wird die gesetz-
liche Erwerbsausfallentschädigung auf 100 % des vollen Lohnes ergänzt. 

 
2. Bei allen über vier Wochen dauernden Militär-dienstleistungen (z. B. RS usw.) 

wird die gesetzliche Erwerbsausfallentschädigung für Verheiratete sowie Le-
dige mit Unterstützungspflicht auf 90 % und für Ledige auf 80 % des Lohnes 
ergänzt, sofern sich der Arbeitnehmer verpflichtet, nach der Entlassung aus 
dem Militärdienst noch ein Jahr im Dienst des Arbeitgebers zu bleiben. Ver-
pflichtet sich der Arbeitnehmer nicht zu einem Dienstjahr, wird nur der ge-
setzliche Minimallohn ausgerichtet. 

 
3. Tritt der Arbeitnehmer vor Ablauf des fest vereinbarten Dienstjahres oder in-

nerhalb von zwei Jahren nach Beendigung eines Beförderungsdienstes aus o-
der muss er aus von ihm gesetzten Gründen entlassen werden, ist er zur 
Rückerstattung des über den gesetzlichen Minimallohn hinaus entrichteten 
Lohnes verpflichtet. 

 
4. Taggeldentschädigung oder EO-Leistungen fallen an die Arbeitgeberin, sofern 

die Dienstleistungen während der Arbeitszeit erfolgen und die Arbeitgeberin 
den Lohn bezahlt. 
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5. Der Feuerwehrdienst muss in der Freizeit geleistet werden. Übungen und 
Einsätze können auch werktags besucht werden. Die dafür aufgewendeten 
Stunden gelten jedoch nicht als Arbeitszeit. 

 
6. Für Ausbildungskurse in Jugend + Sport (Voraussetzung ist die Abgabe eines 

EO-Formulars) kann der Gemeinderat bezahlten Urlaub von maximal 5 Tagen 
pro Jahr gewähren. 
 

 
Art. 43 – Lohnauszahlung 
 
1. Die Besoldung des Personals wird monatlich, in der Regel auf den 25., ausge-

richtet. 
 
2. Die Besoldung ist nicht abtretbar. 
 

 
Art. 47 – Lohnauszahlung 
 
1. Die Besoldung des Personals wird monatlich, in der Regel auf den 25., ausge-

richtet. 

 
Art. 44 – Lohnnachgenuss 
 
1. Stirbt ein Mitarbeiter infolge Krankheit, so ist das zuletzt bezogene Nettogeh-

alt seinem Ehegatten oder den im Zeitpunkt des Ablebens von ihm regelmäs-
sig unterstützten Verwandten in auf- und absteigender Linie oder dem im 
gleichen Haushalt lebenden Lebenspartner vom Sterbetag an gerechnet für 
weitere drei Monate auszurichten. 

 
2. In den übrigen Todesfällen ist ein Jahreslohn durch die UVG-Zusatzdeckung 

als zusätzliche Kapitalabfindung abgedeckt. 
 
3. Anspruch auf den Lohnnachgenuss hat in erster Linie der Ehepartner. Unter 

den übrigen unter-stützungsberechtigten Verwandten entscheidet die gesetz-
liche Erbfolge. 

 

 
Art. 48 – Lohnnachgenuss 
 
1. Stirbt ein Mitarbeiter infolge Krankheit, so ist das zuletzt bezogene Nettogeh-

alt seinem Ehegatten oder den im Zeitpunkt des Ablebens von ihm regelmäs-
sig unterstützten Verwandten in auf- und absteigender Linie oder dem im 
gleichen Haushalt lebenden Lebenspartner vom Sterbetag an gerechnet für 
weitere drei Monate auszurichten. 

 
2. In den übrigen Todesfällen ist ein Jahreslohn durch die UVG-Zusatzdeckung 

als zusätzliche Kapitalabfindung abgedeckt. 
 
3. Anspruch auf den Lohnnachgenuss hat in erster Linie der Ehepartner. Unter 

den übrigen unter-stützungsberechtigten Verwandten entscheidet die gesetz-
liche Erbfolge. 
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1.1 Ferien, Feiertage, Urlaub 
 

 
4.1 Ferien, Feiertage, Urlaub 
 

 
Art. 45 – Anspruch 
 
1. Die Angestellten haben jährlich Anspruch auf Ferien bei vollem Lohn. 
 
2. Der Ferienanspruch beträgt: 

- bis und mit 20. Lebensjahr   5 Wochen 
- vom 21. bis zum vollendeten 
59. Lebensjahr    5 Wochen 
- vom Kalenderjahr an, in dem 
das 60. Lebensjahr erreich wird  6 Wochen 

 
3. Die Ferien sind im Einverständnis mit dem Vor-gesetzten festzulegen. 
 
4. Bei Stellenantritt oder Austritt während des Kalenderjahres wird der Ferienan-

spruch anteils-mässig gewährt, aufgerundet auf einen halben Tag. 
 
5. Der jährliche Ferienanspruch soll in der Regel bis Ende April des folgenden 

Jahres bezogen wer-den. 
 

 
Art. 49 – Anspruch 
 
1. Die Angestellten haben jährlich Anspruch auf Ferien bei vollem Lohn. 
 
2. Der Ferienanspruch beträgt: 

- bis und mit 49. Lebensjahr   25 Tage 
- vom 50. bis zum vollendeten 
59. Lebensjahr    27 Tage 
- vom Kalenderjahr an, in dem 
das 60. Lebensjahr erreich wird  30 Tage 

 
3. Die Ferien sind im Einverständnis mit dem Vorgesetzten festzulegen. 
 
4. Bei Stellenantritt oder Austritt während des Kalenderjahres wird der Ferienan-

spruch anteils-mässig gewährt, aufgerundet auf einen halben Tag. 
 
5. Der jährliche Ferienanspruch soll in der Regel bis Ende des Jahres bezogen 

werden. Es dürfen max. 5 Ferientage auf das Folgejahr übertragen werden. 
Dieser Ferienanspruch ist bis spätestens Ende April des folgenden Jahres zu 
beziehen. 
 

6. Kann sich die Arbeitnehmerin / der Arbeitnehmer nicht mit dem Arbeitgeber 
einigen, legt der Vorgesetzte die Ferientage – gestützt auf die betrieblichen 
Abläufe fest. Dabei wird soweit wie möglich auf die Arbeitnehmerin / den Ar-
beitnehmer Rücksicht genommen. 

 
7. Die Ferien der Mitarbeitenden im Stundenlohn werden durch einen Zuschlag 

abgegolten. 

 
8. In die Ferien fallende Feiertage und ärztlich attestierte Krankheitstage gelten 

nicht als Ferientage. 
 

 
Art. 46 – Absenzen 
 
Wenn die Arbeit während eines Dienstjahres länger als zwei Monate (bei Schwan-
gerschaft drei Monate) infolge Krankheit, Unfall, Militärdienst, Urlaub oder ande-
ren Gründen ausgesetzt wird, ist der Ferienanspruch ab und inkl. 2. Monat der 

 
Art. 50 – Absenzen 
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Abwesenheit (dem 3. Monat im Fall von Schwangerschaft) für jeden vollen Monat 
Abwesenheit um einen Zwölftel zu kürzen. 
 

Wenn die Arbeit während eines Dienstjahres länger als drei Monate infolge rank-
heit, Unfall, Militärdienst, Urlaub, Schwangerschaft oder anderen Gründen ausge-
setzt wird, ist der Ferienanspruch ab und inkl. 3. Monat der Abwesenheit für je-
den vollen Monat Abwesenheit um einen Zwölftel zu kürzen. 
 
 

 
Art. 47 – Bezahlter Kurzurlaub 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten Kurzurlaub für: 
 
- Eigene Heirat     3 Tage 
 
- Hochzeit in der eigenen 
Familie      1 Tag 
 
- Vaterschaftsurlaub    5 Tage 
 
- Beim Tod von Angehörigen 
im eigenen Haushalt    3 Tage 
 
- beim Tod von weiteren 
Familienangehörigen sowie 
Verwandten und nahen Bekannten, je nach Bedarf    
  1 - 3 Tage 
 
- beim Tod in allen anderen Fällen  Teilnahme 
     an der 
     Bestattung 
 
- Militärische Rekrutierung und Inspektion    
  gemäss 
     Aufgebot 
 
- Umzug des eigenen Haushalts   1 Tag 
 
- Gerichtliche Vorladung als Zeuge oder Partei 
     Teilnahme 
 
 
Die Vorgesetzten sind rechtzeitig zu informieren. 
 

 
Art. 51 – Bezahlte Absenzen 
 
1 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhalten bezahlte Absenzen für: 
 
- Eigene Heirat    3 Tage 
 
- Hochzeit in der eigenen Familie  1 Tag 
 
- Beim Tod von Angehörigen 
im eigenen Haushalt    3 Tage 
 
- beim Tod von weiteren 
Familienangehörigen sowie 
Verwandten und nahen Bekannten je nach Bedarf  
     (1 - 3 Tage) 
 
- beim Tod in allen anderen Fällen  Teilnahme 
     an der 
     Bestattung 
 
- Militärische Rekrutierung 
und Inspektion    Gemäss Aufgebot 
 
- Umzug des eigenen Haushalts   1 Tag 
 
- Gerichtliche Vorladung 
als Zeuge oder Partei   Teilnahme 
 
- Plötzliche Erkrankung/Unfall in der 
Familie (zur Organisation einer Hilfe) max. 3 Tage 
 
2 Die Vorgesetzten sind rechtzeitig zu informieren. 
 
3 Bei Teilzeitangestellten richtet sich der bezahlte Kurzurlaub nach dem Beschäfti-
gungsgrad. 
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Art. 48 – Unbezahlter Urlaub 
 
In besonderen Fällen, und wenn es die betrieblichen Abläufe erlauben, kann der 
Gemeinderat unbezahlten Urlaub gewähren. 
 

 
Art. 52 – Unbezahlter Urlaub 
 
In besonderen Fällen, und wenn es die betrieblichen Abläufe erlauben, kann der 
Gemeinderat unbezahlten Urlaub gewähren. 
 

 
Art. 49 – Feiertage 
 
Als bezahlte Feiertage gelten: 
 
Karfreitag, Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmontag, sowie Weihnachten, Ste-
phanstag, Neujahr, Berchtoldstag und Bundesfeiertag, sofern sie nicht auf einen 
Samstag oder Sonntag fallen. Als halbe Feiertage gelten der 1. Mai, der 24. De-
zember und der 31. Dezember, sofern sie nicht auf einen Samstag oder Sonntag 
fallen. 
 
Am Vortag von ganzen Feiertagen wird die Sollzeit um eine Stunde reduziert, das 
heisst, der Arbeits-schluss wird um eine Stunde auf spätestens 17.00 Uhr vorver-
legt. 
 

 
Art. 53 – Feiertage 
 
1 Als bezahlte Feiertage gelten: 
 
2 Karfreitag, Ostermontag, Auffahrt, Pfingstmontag, sowie Weihnachten, Ste-
phanstag, Neujahr, Berchtoldstag und Bundesfeiertag, sofern sie nicht auf einen 
Samstag oder Sonntag fallen. Als halbe Feiertage gelten der 1. Mai, der 24. De-
zember und der 31. Dezember, sofern sie nicht auf einen Samstag oder Sonntag 
fallen. 
 
 
 
 
 

 
4.2 Beginn und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
 

 
4.2 Beginn und Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
 

 
Art. 50 – Stellenausschreibung 
 
1. Jede freie oder neu geschaffene Stelle ist in der Regel mit einer angemesse-

nen Anmeldefrist öffentlich auszuschreiben. 
 
2. Eine Anstellung kann ausnahmsweise auf dem Berufungsweg erfolgen. 
 

 
Art. 54 – Stellenausschreibung 
 
1. Jede freie oder neu geschaffene Stelle ist in der Regel mit einer angemesse-

nen Anmeldefrist öffentlich auszuschreiben. 
 

2. Eine Anstellung kann auch auf dem Berufungsweg erfolgen. 
 
 

 
Art. 51 – Zuständigkeit 
 
Die Anstellung des Personals erfolgt durch den Gemeinderat, soweit nicht durch 
besondere Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. 
 

 
Art. 55 – Zuständigkeit 
 
Die Anstellung des Personals erfolgt durch den Gemeinderat, soweit nicht durch 
besondere Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. 
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Art. 52 – Inpflichtnahme 
 
Die Inpflichtnahme der Angestellten erfolgt beim Stellenantritt mündlich durch 
den Gemeindeammann. 
 

 
Art. 56 – Inpflichtnahme 
 
Die Inpflichtnahme der Angestellten erfolgt beim Stellenantritt schriftlich oder 
mündlich durch den Gemeindeammann. 
 

 
Art. 53 – Probezeit 
 
1. Die ersten drei Monate gelten als Probezeit. 
 
2. Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beidseitig auf das Ende der 

nachfolgenden Kalenderwoche aufgelöst werden. 
 

 
Art. 57 – Probezeit 
 
1. Die ersten drei Monate gelten als Probezeit. 
 
2. Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis beidseitig auf das Ende der 

nachfolgenden Kalenderwoche aufgelöst werden. 
 
3. Bei einer effektiven Verkürzung der Probezeit infolge Krankheit, Unfall oder 

Ferienbezug kann die Probezeit auf längstens sechs Monate ab Stellenantritt 
verlängert werden. 
 

 
Art. 54 – Auflösung des Anstellungsverhältnisses 
 
1. Die Vertragsparteien können das Anstellungs-verhältnis jederzeit im gegensei-

tigen Einvernehmen beendigen. 
 
2. Das Anstellungsverhältnis endet ohne Kündigung 

a) bei Erreichen der festgelegten Altersgrenze 
b) mit Ablauf eines befristeten Vertrages 

 
3. Bei unbefristeten Verträgen gilt für die ordentliche Kündigung eine beidsei-

tige Kündigungsfrist von drei Monaten. 
 
4. Im Anstellungsvertrag kann für das Kader eine längere Kündigungsfrist ver-

einbart werden. 
 

 
Art. 58 – Auflösung des Anstellungsverhältnisses 
 
1. Die Vertragsparteien können das Anstellungs-verhältnis jederzeit im gegensei-

tigen Einvernehmen beendigen. 
 
2. Das Anstellungsverhältnis endet ohne Kündigung 

a) bei Erreichen der festgelegten Altersgrenze 
b) mit Ablauf eines befristeten Vertrages 

 
3. Bei unbefristeten Verträgen gilt für die ordentliche Kündigung eine beidsei-

tige Kündigungsfrist von drei Monaten. 
 
4. Im Anstellungsvertrag kann für das Kader eine längere Kündigungsfrist ver-

einbart werden. 
 

 
Art. 55 – Ordentliche Kündigung 
 
1. Die Kündigung kann gegenseitig ohne Grund-angabe - ausser diese wird 

durch den Arbeit-nehmer ausdrücklich verlangt - unter Einhaltung der Kündi-
gungsfrist ausgesprochen werden. 

 

 
Art. 59 – Ordentliche Kündigung 
 
1. Die Kündigung kann gegenseitig unter Einhaltung der Kündigungsfrist ausge-

sprochen werden. 
2. Vorbehalten bleiben die verfassungsrechtlichen Grundsätze, namentlich das 

Verbot der Willkür, das Gebot von Treu und Glauben und der Grundsatz der 
rechtsgleichen Behandlung. 
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2. Vorbehalten bleiben die verfassungsrechtlichen Grundsätze, namentlich das 
Verbot der Willkür, das Gebot von Treu und Glauben und der Grundsatz der 
rechtsgleichen Behandlung. 

 
3. Die Kündigung durch den Gemeinderat erfolgt mit schriftlicher Begründung. 
 

 
3. Die Kündigung durch den Gemeinderat erfolgt mit schriftlicher Begründung. 
 
 

 
Art. 56 – Fristlose Kündigung 
 
Als Grund für die fristlose Auflösung gilt für beide Parteien der Umstand, der 
nach Schweizerischem Obligationenrecht als wichtig gilt. 
 

 
Art. 60 – Fristlose Kündigung 
 
Als Grund für die fristlose Auflösung gilt für beide Parteien der Umstand, der 
nach Schweizerischem Obligationenrecht als wichtig gilt. 
 
 
 

 
Art. 57 – Kündigungsschutz 
 
Der Kündigungsschutz des Personals richtet sich nach den Art. 336 ff. OR. 
 

 
Art. 61 – Kündigungsschutz 
 
Der Kündigungsschutz des Personals richtet sich nach den Art. 336 ff. OR. 
 

 
Art. 58 – Anhörungsrecht 
 
Dem von einer Kündigung betroffenen Personal steht ein Anhörungsrecht zu. 
 

 
Art. 62 – Anhörungsrecht 
 
Dem von einer Kündigung betroffenen Personal steht ein Anhörungsrecht vor 
dem Gemeinderat zu. 
 

 
Art. 59 – Abgangsentschädigung 
 
Der Gemeinderat kann für langjährige, verdiente Kadermitarbeiter zusätzlich zur 
Lohnzahlung gemäss vereinbarten Kündigungsfristen eine Abgangsentschädigung 
bis zu sechs Monatslöhnen ausrichten. 
 

 
Art. 63 – Abgangsentschädigung 
 
Der Gemeinderat kann für langjährige, verdiente Kadermitarbeiter zusätzlich zur 
Lohnzahlung gemäss vereinbarten Kündigungsfristen eine Abgangsentschädigung 
ausrichten. 
 

 
Art. 60 – Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität 
 
Das Arbeitsverhältnis endet mit dem Anspruch auf eine Invalidenrente. Bei der Zu-
sprechung einer Teilinvalidenrente ist das Arbeitsverhältnis, soweit es die betriebli-
chen Umstände erlauben, neu zu regeln. 
 

 
Art. 64 – Arbeitsunfähigkeit infolge Invalidität 
 
Das Arbeitsverhältnis endet mit dem Anspruch auf eine Invalidenrente. Bei der Zu-
sprechung einer Teilinvalidenrente ist das Arbeitsverhältnis, soweit es die betriebli-
chen Umstände erlauben, neu zu regeln. 
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Art. 61 – Erreichen der Altersgrenze 
 
Die Angestellten der Gemeinde werden in der Regel pensioniert, wenn sie AHV-
rentenberechtigt werden. Die Rentenleistungen richten sich nach den Bestimmun-
gen von Pensionskasse und AHV. 
 

 
Art. 65 – Erreichen der Altersgrenze 
 
1. Die Angestellten der Gemeinde werden in der Regel pensioniert, wenn sie 

AHV-rentenberechtigt werden. Die Rentenleistungen richten sich nach den 
Bestimmungen von Pensionskasse und AHV. 
 

2. Mit einem schriftlichen und besonders begründeten Entscheid des Gemeinde-
rates kann das Arbeitsverhältnis über das ordentliche Rücktrittsalter hinaus 
verlängert werden. 

 

  
Art. 66 - Vorzeitige Pensionierung 
 
1. Mitarbeitende haben die Möglichkeit, sich vorzeitig gemäss Vorsorgeregle-

ment der APK pensionieren zu lassen. 
 

2. Arbeitnehmer und Arbeitgeber haben das Recht, die vorzeitige Pensionierung 
bis zu zwei Jahre vor dem Zeitpunkt der ordentlichen Pensionierung zu ver-
langen. 
 

3. Der Gemeinderat kann bei einer vorzeitigen Pensionierung für ein Jahr eine 
Überbrückungsrente beschliessen. 
 

4. Die vorzeitige Pensionierung ist mindestens ein Jahr im Voraus anzukündigen. 
 

  
Art. 67 - Disziplinarmassnahmen 
 
1. Für die Einleitung eines Disziplinarverfahrens ist der Gemeinderat zuständig, 

wenn Mitarbeitende ihre Pflichten absichtlich nicht erfüllen oder sich so ver-
halten, dass sich dies mit der beruflichen Stellung nicht vereinbaren lässt. 
 

2. Mitarbeitende, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet wird, sind anzu-
hören. Der Entscheid, in welchem eine Massnahme angeordnet wird, ist 
ihnen mit einer Begründung zuzustellen. 
 

3. In Berücksichtigung des Ausmasses der Pflichtverletzung kann der Gemeinde-
rat folgende Disziplinarmassnahmen verfügen: 

- Schriftliche Ermahnung 
- Schriftlicher Verweis mit Gehaltsreduktion 
- Kündigung 
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- Kündigung mit sofortiger Freistellung 
- Fristlose Entlassung im Sinne von § 337 OR. 

 
4. Bezüglich der Rechtsmittel gilt das kantonale Personalgesetz (SAR 

165.100). 
 

 
3. Schluss- und Übergangsbestimmungen 
 

 
3. Schluss- und Übergangsbestimmungen 
 

 
Art. 62 – Besoldungsgarantie 
 
1. Bei der Festsetzung der Besoldung im Zusammenhang mit der Zuweisung ei-

ner Funktion in die neue Stelleneinreihung bleibt der Besitz-stand bis zum Ab-
lauf der Kündigungsfrist gewahrt. 

 
2. Vorbehalten bleiben individuelle Änderungen durch allfällige Neueinstufun-

gen. 
 

 
Art. 68 – Besoldungsgarantie 
 
1. Bei der Festsetzung der Besoldung im Zusammenhang mit der Zuweisung ei-

ner Funktion in die neue Stelleneinreihung bleibt der Besitzstand bis zum Ab-
lauf der Kündigungsfrist gewahrt. 

 
2. Vorbehalten bleiben individuelle Änderungen durch allfällige Neueinstufun-

gen. 
 

3.   
Art. 69 – Inkraftsetzung 
 
Dieses Reglement tritt am 01. September 2023 in Kraft. 
 

  
Art. 70 – Aufhebung bisherigen Rechts 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Reglements werden alle, diesem Reglement wider-
sprechenden kommunalen Erlasse, aufgehoben. 
 

Lohnskala 
 
(inkl. 13 Monatslohn; Teuerung bis zum 31.12.2001 eingebaut) 
 
Für die einzelnen Arbeitnehmer gilt die nachfolgende Lohnskala als Richtlinie. 
(Landes-index der Konsumentenpreise, Mai 1993 = 100 %; Stand Dezember 
1999 105.6 Punkte): 
 
Salärempfehlungen des Kaufmännischen Vereins Schweiz und Richtlinien zur Ent-
löh-nung des Schweizerischen Fachverbandes der Hauswarte SFH 
 
Funktion 
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Büroangestellte / Kaufm. Mitarbeiter mit Bürolehre (Stufe B) 
 
Kaufm. Angestellte / Kaufm. Mitarbeiter mit KV-Lehre (Stufe C) 
 
Kaufm. Mitarbeiter mit Berufsprüfung etc. (Stufe Kaufm. Angestellte mit beson-
deren Aufgaben) 
 
Kaufm. Mitarbeiter mit Fachprüfung etc. (Stufe Dienststellenleiter) 
 
Handwerklich tätige Mitarbeiter ohne spezielle Ausbildung 
 
Handwerker, Forstwarte, Hauswarte 
 
KindergärtnerInnen - nach kantonalen Richtlinien 
 


